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textliche Festsetzungen

97461 Hofheim i.UFr.

- Ortsteil Nassach -

5. Bauweise, Baulinien, Baugrenzen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)

Zahl der Vollgeschosse als Höchstgrenze II

Dorfgebiet (§ 5 BauNVO)

3. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

A) Art der baulichen Nutzung

B) Zahl der Vollgeschosse

C) Grundflächenzahl GRZ

D) Geschossflächenzahl GFZ

E) Dachform

F) Bauweise

II. ZEICHENERISCHE FESTSETZUNGEN
1. Nutzungsschablone

o

D
B

C
A

FE

E

2. Abgrenzung des Geltungsbereichs (§ 9 Abs. 7 BauGB)

4. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

Offene Bauweise

Einzelhaus

MD

I

0,6

1,2

Grundflächenzahl GRZ als Höchstgrenze (§ 19 BauNVO)

Geschossflächenzahl GFZ als Höchstgrenze (§ 20 BauNVO)

I

Ausnahmen nach § 5 Abs. 3 BauNVO sind nicht zulässig.

Die Aufstellung des Bebauungsplanes erfolgt auf der Grundlage
-    des Art. 23 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern
-    des Baugesetzbuches (BauGB) in der Bek. vom 03.11.2017 (BGBI. I S. 3634) zuletzt geändert durch
     Art. 3 G v. 20.12.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 394), mWv 01.01.2024
-    der Baunutzungsverordnung (BauNVO) i.d.F. der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBI. I. S. 3786)
     zuletzt geändert durch Art. 2 G v. 03.07.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176), mWv 07.07.2023
-    Art. 81 Abs. 1 der Bayerischen Bauordnung (BayBO) i.d.F. der Bekanntmachung vom
     14.08.2007 (GVBI. S. 588, BayRS 2132-1-B),
     zuletzt geändert durch Art. 13a (2) G v. 24.07.2023 (GVBI. S. 371)
-    der Planzeichenverordnung (PlanZV) vom 18.12.1990 (BGBI. 1991 I S. 58) zuletzt geändert durch
     Artikel 3 des Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie 2014/52/EU im Städtebaurecht und zur
     Stärkung des neuen Zusammenlebens in der Stadt vom 04.05.2017 (BGBI. I S. 1057)

I. PRÄAMBEL

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplanes
(nach § 9 Abs. 7 BauGB)

(§ 20 Abs. 1 BauNVO i.Vbdg.m. Art. 83 Abs. 6 BayBO)

Bestehende Flurstücksgrenzen

Bestehende Flurstücksgrenzen innerhalb des Geltungsbereiches

Bauplatznummerierung/ -größe

Mögliche Gebäudestellung innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen

Strauch- und Heckenpflanzung
(ohne Standortbindung)

W

A

Bestehende Haupt- und Nebengebäude

9. Sonstige Darstellungen und Festsetzungen

Geplant:

8. Hauptversorgungs- und Hauptabwasserleitungen
    (§ 9 Abs. 1 Nr. 13 und Abs. 6 BauGB)

Baumpflanzung
(ohne Standortbindung)

Abwasser

Trinkwasser

238 Bestehende Flurstücksnummern

M Mischwasser
R Regenwasser

W

A Abwasser

Trinkwasser

M Mischwasser
R Regenwasser

Bestand:

P 1
765 m²

Stromleitung, Schutzzone 1,0m beider-
seits der Leitungstrasse

zu erhaltende Strauch- und Heckenstruktur

zu erhaltender Baum

verbindliche Strauch- und Heckenpflanzung

verbindliche Baumpflanzung

Geplante Flurstücksteilung innerhalb des Geltungsbereiches

III. TEXTLICHE FESTSETZUNGEN

Als Art der baulichen Nutzung des  Baugebiet "Tiefenweg" wird gemäß
§ 5 BauNVO als Dorfgebiet (MD) festgesetzt.
Ausnahmen nach § 5 Abs. 3 BauNVO sind nicht zulässig.

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes umfasst eine Fläche von ca. 1,49 ha.

Das Maß der baulichen Nutzung im Baugebiet wird wie folgt festgelegt:

Vollgeschosse

Grundflächenzahl (GRZ) 0,6 Geschoßflächenzahl (GFZ) 1,2

1. Allgemeines

2. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

3. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 16 bis 21a BauNVO)

Das Baugelände ist in offener Bauweise zu bebauen.
Als Bauformen sind Einzelhäuser zulässig.

Es sind max. 2 Vollgeschosse zulässig.

4. Bauweise

Alle Ver- und Entsorgungsleitungen sind unterirdisch zu führen.

5. Führung von Versorgungsleitungen (§9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB)

Es gelten die Regelungen des Art. 6 BayBO.

6. Überbaubare Grundstücksfläche (§9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 23 BauNVO)

7. Festsetzungen über die äußere Gestaltung baulicher Anlagen
    (§9 Abs. 4 BauGB, Art. 81 Abs. 1 Nr. 1 BayBO)

II                  (gem. § 20 Abs. 1 BauNVO i.Vbdg.m. Art. 83 Abs. 6 BayBO)

Garagen

Für alle Wohngebäude sind pro Wohneinheit mindestens 2 Stellplätze bzw. Garagen zu errichten.
Bei der Errechnung der Stellplatz- und Garagenzahl ist auf die nächste volle Zahl aufzurunden.
Ein Stauraum von mind. 5,0 m ist vor Garagen und Carports festgesetzt.
Garagen und überdachte Stellplätze (Carports) sind dem Hauptgebäude in Material, Gestaltung, Dachform
und -neigung anzupassen. Hiervon abweichend sind begrünte Flachdächer zulässig.

Abfallbeseitigung (§9 Abs. 4 BauGB i.V. mit Art. 81 Abs. 1 Nr. 3 BayBo)

Mülltonnen und andere bewegliche Abfallbehälter müssen vom Straßenraum nicht einsehbar aufbewahrt
werden. Ausreichender Sichtschutz durch Bepflanzung ist zulässig.

Abwasserbeseitigung (Versickerung) (§9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB)

Bei der Befestigung von Stellplätzen und Wegen ist wasseroffenen Belägen (z. B. Rasenfugenpflaster)
der Vorzug zu geben. Bei der Anlage von geschlossenen Befestigungen ist der Niederschlag auf den
Grundstücken weitmöglichst zu versickern.

Einfriedungen (§9 Abs. 4 BauGB i. V. m. Art. 91 Abs. 1 Ziffer 4 BayBO)

Einfriedungen sind dem vorhandenen Geländeverlauf anzupassen. Sie dürfen die Sichtverhältnisse an
Einmündungen und Einfahrten im Sinne der Straßenverkehrsordnung nicht beeinträchtigen.

7.1

7.2

7.3

7.4

8.3

8.2

8. Textliche Festsetzung der Grünordnung

8.1 Die nicht überbauten Grundstückbereiche sind zu begrünen und gärtnerisch zu unterhalten. Sog. Stein-
gärten und Schotterflächen als Mittel der Gartengestaltung sind nicht zulässig. Bei der Gehölzauswahl ist
einheimischen Arten entsprechend der Artenliste (9.5) der Vorzug zu geben.
Der Einsatz von Unkrautvliesen, Geotextilien oder Erdplanen bei grüngestalterischen Maßnahmen wird
untersagt.

Zur besseren Durchgrünung des Baugebietes sind auf jedem Baugrundstück zwei einheimische Laubbäume
II. Ordnung oder 2 Obstbaum-Hochstämme zu pflanzen. Gehölze die zum Ausgleich oder zur Eingrünung
dienen werden nicht angerechnet.

Die Bepflanzung zur freien Landschaft ist mit einheimischen Gehölzen autochthoner Herkunft zu gestalten.
Die Eingrünung erfolgt als freiwachsende, 3-reihige Hecke aus unterschiedlichen heimischen und standort-
gerechten Baum- und Straucharten entsprechend der Artenliste (9.5).

8.4

8.5 Artenliste:

Die angegebenen Qualitäten sind Mindestanforderungen.

Bäume Qualität: H. 3xv, StU 12-14 cm
Acer campestre Feldahorn Acer platanoides Spitzahorn
Carpinus betulus Hainbuche Prunus avium Vogelkirsche
Quercus petraea Traubeneiche Quercus robur Traubeneiche
Pyrus communis Kulturbirne Sorbus aucuparia Eberesche
Tilia cordata Winterlinde Tilia platyphyllos Sommerlinde

Obstbäume Qualität: H., 2xv, StU 8-10 cm, Stammhöhe 180 cm
Arten in lokal bewährten Sortenvon:
Apfel Speierling
Birne Walnuss
Kirsch Zwetschge

Freiwachsende Hecke: Pflanzverband 1,3 x 1,0 m, Heisteranteil 5%

-Heister Qualität: I.Hei., 1xv, 100-125 cm
Acer campestre Feldahorn Carpinus betulus Hainbuche
Cornus mas Kornelkirsche Prunus avium Voeglkirsche
Tilia cordata Winterlinde

-Sträucher Qualität: v.Str. 60-100 cm
Cornus mas Kornelkirsche Cornus sanguinea Roter Hartriegel
Corylus avellana Haselnuss Crataegus laevigata Zweigriffliger Weißdorn
Crataegus monogyna Eingriffliger Weißdorn Euonymus europaeus Pfaffenhütchen
Ligustrum vulgare Rainweide, Liguster Lonicera xylosteum Gewöhnl. Heckenkirsche
Rosa arvensis Kriech-Rose Rosa canina Hunds-Rose
Rosa rubiginosa Wein-Rose Rosa glauca Blaublättrige Rose
Prunus spinosa Schlehe Rhamnus catharticus Gewöhnl. Spitzdorn
Rubus caesius Kratzbeere Rubus fruticosus Echte Brombeere
Sambucus nigra Schwarzer Holunder Viburnum lantana Wolliger Schneeball

Gütebestimmungen:
Für Pflanzenlieferungen, Pflanzarbeit und Fertigstellungspflege gelten die Gütebestimmungen für Baumschul-
pflanzen gemäß DIN 18916. Die Entwicklungspflege ist nach DIN 18919 durchzuführen. Die aufgeführten
Qualitäten und Mengen sind Mindestangaben. Die Ausgleichsmaßnahmen müssen von der Unteren Naturschutz-
behörde des Landkreises Haßberge abgenommen werden.

Der anstehende Oberboden ist insgesamt zur Wiederverwendung zu sichern.

Die Haupterschließungsstraßen sind in Asphaltbauweise auszubauen.

7. Grünflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 15, 20 und 25 BauGB)

Öffentliche Verkehrsfläche mit Angabe der Breite der Fahrbahn.

6. Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

5.
00

Öffentliche Grünfläche

Verbindliche private Grünfläche

T T T T

T

TTTT

T kartierte Biotopfläche mit Angabe der Biotophauptnummer

Bestehende öffentliche Verkehrsfläche

Mögliche Gebäudestellung von Garagen/ Carports

Verbindlich festgelegter Ein- und Ausfahrtsbereich, mit Angabe der max. Breite

Bereich ohne Ein- und Ausfahrt

5,50
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zu erhaltender Keller

1. Der Gemeinderat hat in der Sitzung vom 08.01.2024 gemäß § 2 Abs. 1 BauGB die Aufstellung des
     Bebauungsplans beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss wurde am ......... ortsüblich bekannt gemacht.

2. Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB mit öffentlicher Darlegung und
       Anhörung für den Vorentwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom ........... hat in der Zeit
       vom ......... bis .......... stattgefunden.

 3.    Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1
       BauGB für den Vorentwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom ........... hat in der Zeit
       vom ......... bis .......... stattgefunden.

 4.    Zu dem Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom ......... wurden die Behörden und sonstigen
       Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom ......... bis .......... beteiligt.

 5.    Der Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom .......... wurde mit der Begründung gemäß
       § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom .......... bis .......... öffentlich ausgelegt.

 6.    Die Gemeinde hat mit Beschluss des Gemeinderats vom ......... den Bebauungsplan
       gemäß § 10 Abs. 1 BauGB in der Fassung vom ......... als Satzung beschlossen.

       ..................................................................... , den ...................................................
       (Gemeinde)

       ......................................................................................................................................
       (Ober-) Bürgermeister/-in

 7.    Der Satzungbeschluss zu dem Bebauungsplan wurde am ........... gemäß § 10 Abs. 3 HS2 BauGB ortsüblich
       bekannt gemacht. Der Bebauungsplan mit Begründung wird seit diesem Tag zu den üblichen Dienststunden
       in der Gemeinde zu jedermanns Einsicht bereitgehalten und über dessen Inhalt auf Verlangen Auskunft
       gegeben. Der Bebauungsplan ist damit in Kraft getreten. Auf die Rechtsfolgen des  § 44 Abs. 3 S.1 und
       2 sowie Abs.4 BauGB und die gemäß §§ 214 und 215 BauGB wurde in der Bekanntmachung hingewiesen.

       ...................................................................... , den ......................................................
       (Gemeinde)

       ..........................................................................................................................................
       (Ober-) Bürgermeister/-in

       ..................................................................... , den ........................................................
       (Landratsamt)

       .........................................................................................................................................
       Unterzeichner/-in

V. VERFAHRENSVERMERKE

IV. HINWEISE

2. Regenwassernutzung

3. Landwirtschaftliche Bewirtschaftung

Durch die Bewirtschaftung der umliegenden landwirtschaftlichen Flächen ist mit Lärm-, Staub- und Geruchs-
belästigungen zu rechnen und innerhalb des gesetzlichen Rahmens auch zu dulden.

Speicherbecken/ Zisternen für die Regenwassernutzung, z. B. Gießen oder Beregnung von Grünanlagen,
sind mit einer Größe von mindestens 5000 l verbindlich. Bei begrünten Flachdächern wird ein wasser-
speichernder Systemaufbau empfohlen.

4. Abwasserbeseitigung

Das Baugebiet wird im Trennsystem entwässert. Schmutzwasser ist dem Abwasserkanal zuzuleiten.
Unverschmutztes Oberflächenwasser, Drain- und Schichtenwasser sind dem Regenwasserkanal zuzuleiten.
Eine Ableitung dieses Oberflächen-, Schichten- oder Drainwassers in den Schmutzwasserkanal ist nicht
zulässig.

Die DIN 1986-100 und die gemeindliche Entwässerungssatzung sind zu beachten.

Maßnahmen zur Vermeidung

Folgende Vorkehrungen sind durchzuführen, um Gefährdungen der nach den hier
einschlägigen Regelungen geschützten Tier- und Pflanzenarten zu vermeiden oder zu mindern.

V1: Baufeldräumung und Bodenbewegungen zur Erschließung des Planungsgebietes erfolgen
außerhalb der Brutzeit der potentiell betroffenen Feld- und Heckenvögel im Zeitraum 15.09. eines
Jahres bis zum 10.02. des folgenden Jahres.

V2: Schonung der randlichen Hecken- und Gehölzbestände; unvermeidbare Rodungs- und Fällarbeiten
erfolgen nur außerhalb der Brutzeit der potentiell betroffenen Feld- und Heckenvögel im Zeitraum
15.09. eines Jahres bis zum 10.02. des folgenden Jahres.

V3: Die gesetzlichen Schutzzeiten vom 01.10. bis 28.02. des Folgejahres in Anlehnung an
§39 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG sind zu beachten.

9. Maßnahmen zur Vermeidung und zur Sicherung der kontinuierlichen
     ökologischen Funktionalität

Maßnahmen zur Sicherung der kontinuierlichen ökologischen Funktionalität
(vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen i. S. v. §44 Abs. 5 Satz 3 BNatSchG, „CEF-Maßnahmen“)
sind nicht erforderlich.

Bei der Planung und Errichtung von Luftwärmepumpen ist auf eine möglichst lärmemissionsarme
Ausführung zu achten (Schallleistungspegel LWA < 40 dB(A)), welche einen möglichst geringen Anteil
an tieffrequenten Geräuschanteilen emittiert. Zudem sollte darauf geachtet werden, dass die Anlage
auf der von den Immissionsorten (Nachbarwohnhäuser) abgewandten Gebäudeseite aufgestellt wird.

10. Lärmschutz

Innerhalb des Plangebietes befinden sich keine Bau- und Kunstdenkmäler. Bodendenkmäler sind
nicht bekannt.
Zur Sicherung von obertägig nicht mehr sichtbaren Bodendenkmälern ist auf Folgendes hinzuweisen:

Art. 8 Abs. 1 BayDSchG: Wer Bodendenkmäler auffindet, ist verpflichtet, dies unverzüglich der
Unteren Denkmalschutzbehörde oder dem Landesamt für Denkmalpflege anzuzeigen. Zur Anzeige
verpflichtet sind auch der Eigentümer und der Besitzer des Grundstücks sowie der Unternehmer und
der Leiter der Arbeiten, die zum Fund geführt haben. Die Anzeige eines der Verpflichteten befreit die
übrigen. Nimmt der Finder an Arbeiten, die zu dem Fund geführt haben, aufgrund eines Arbeitsver-
hältnisses teil, so wird er durch Anzeige an den Unternehmer oder den Leiter der Arbeiten befreit.

Art. 8 Abs. 2 BayDSchG: Die aufgefundenen Gegenstände und der Fundort sind bis zum Ablauf von
einer Woche nach der Anzeige unverändert zu belassen, wenn nicht die Untere Denkmalschutzbehörde
die Gegenstände vorher freigibt oder die Fortsetzung der Arbeiten gestattet.

1. Auffinden von Bodendenkmälern (§ 8 BayDSchG)

5. Altlasten

Sollten bei durchzuführenden Grabungsarbeiten Verdachtsmomente auf etwaige Altdeponien, Altablagerungen
oder schädliche Bodenverunreinigungen auftreten, sind diese Arbeiten unverzüglich einzustellen und das
Landratsamt Haßberge - Abfallrecht - zu benachrichtigen.

6. Schutz vor Starkregen

Infolge von Starkregenereignissen können im Bereich des Bebauungsplans Überflutungen auftreten. Um
Schäden zu vermeiden, sind bauliche Vorsichtsmaßnahmen zu treffen, die das Eindringen von oberflächlich
anfließendem Wasser in Erd- und Kellergeschosse dauerhaft verhindern.
Eine Sockelhöhe von mindestens 25cm wird empfohlen. Kellerfenster sowie Kellereingangstüren sollten
wasserdicht und/oder mit Aufkantungen, z.B. vor Lichtschächten, ausgeführt werden.

Bild Keller 1 (Fl.-Nr. 490) Bild Keller 2 (Fl.-Nr. 489/1)

Die beiden Keller sind zu erhalten und bei Baumaßnahmen im Nahbereich entsprechend zu schützen. Jegliche
Beeinträchtigungen sind auszuschließen.

7. Zu erhaltende Keller

8. Rettungswege

Werden im Geltungsbereich Gebäude errichtet, bei denen der Fußboden eines Geschosses, in dem
Aufenthaltsräume (gem. Art. 45 BayBO) möglich sind, mehr als 7,0 m über der natürlichen oder
festgelegten Geländeoberkante liegt, ist der zweite Rettungsweg durch bauliche Maßnahmen zu sichern.
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